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I. Zusammenfassung 

Eine wirkungsvolle Sozialpolitik gleicht 
persönliche Nachteile aus und schafft 
Chancen für den Aufstieg aus eigener 
Kraft. Dies gelingt am besten mit Bildung, 
die bereits im frühkindlichen Alter beginnt, 
dem Erwerb von Schul- und Berufsab-
schlüssen, zielgerichteter Weiterbildung 
sowie dem Erhalt und der Wiederherstel-
lung von Gesundheit und Arbeitsfähigkeit. 
Aus Herkunft und sozialem Umfeld sollten 
sich möglichst keine dauernden Nachteile 
ergeben, damit ungünstige Startbedingun-
gen nicht zu Armut und Perspektivlosigkeit 
führen. 

Der Landessozialbericht enthält zwar auch 
wertvolle Informationen, zeichnet jedoch 
im Berichtsteil der Institute insgesamt ein 
viel zu düsteres und in wichtigen Punkten 
unzureichendes Bild von der sozialen 
Lage in Hessen. Die Autoren entwickeln in 
der Tendenz den Blickwinkel, dass Perso-
nen am unteren Ende der Einkommens-
verteilung in erster Linie auf Betreuung 
durch einen paternalistischen Staat ange-
wiesen sind. Es fehlt die Perspektive des 
selbstbestimmten, freiheitlichen Individu-
ums, das sein Leben so weit wie möglich 
selbst in die Hand nimmt und nur insoweit 
unterstützt wird, als dies erforderlich ist. 

Vor allem werden die Chancen des Einzel-
nen, den sozialen Aufstieg aus eigener 
Kraft zu schaffen (Aufstiegsmobilität) über-
haupt nicht beleuchtet, obwohl dies eines 
der wichtigsten Merkmale einer gerechten 
Gesellschaftsordnung ist. Ein weiterer gra-
vierender Mangel ist die völlige Ausblen-
dung der bereits jetzt immensen Umvertei-
lung von Einkommen. Denn diese verrin-
gert nicht nur erheblich die Einkom-
mensungleichheit, sondern beeinflusst 
auch das Verhalten jedes Einzelnen. So 
werden sich Leistungsträger nicht noch 
mehr anstrengen, wenn vom zusätzlichen 
Einkommen nach Steuern und Abgaben 
kaum etwas bleibt.  

Bei den Alterseinkünften ist die Perspek-
tive des Berichts tendenziös verengt auf 
die gesetzliche Rente, obwohl mit Be-
triebs- und Privatrenten, Lebensversiche-
rungen und Wohneigentum viele Bürger 
nennenswerte zusätzliche Alterssicherung 
aufgebaut haben. Damit ist die Altersvor-
sorge vieler Bürger insgesamt deutlich hö-
her als die bloße gesetzliche Rente. 

Der vom Landessozialbericht verwendete 
Armutsrisikobegriff ist erkenntnisschwach 
und irreführend, weil er in Wahrheit nur et-
was über die Verteilung von Einkommen 
oder Vermögen sagt. Ebenso in die Irre 
führen die Aussagen zum Anteil der Bevöl-
kerung, der auf Mindestsicherungsleistun-
gen wie Arbeitslosengeld II oder Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz angewiesen ist. Denn der von den 
Autoren dargestellte Anstieg der Mindest-
sicherungsquote 2015 beruht fast vollstän-
dig auf den gestiegenen Zahlen der Asyl-
bewerber, ohne dass die Autoren dies 
klarstellen. Auch an dieser Stelle zeigt sich 
die tendenziöse Ausrichtung des Berichts-
teils der Institute.  

Besonders bedenklich ist, dass der Be-
richtsteil der Institute die falsche Behaup-
tung aufstellt, „dass Erwerbsarbeit keines-
wegs mit der Realisierungsmöglichkeit 
gleichzusetzen ist, ein dauerhaft selbstbe-
stimmtes Leben zu führen.“ Hierzu passt, 
dass die Autoren in ihrem über 200--seiti-
gen Berichtsteil zwar zahlreichen Merkma-
len ein Armutsrisiko zuordnen, jedoch aus-
gerechnet das Armutsrisiko bei Erwerbstä-
tigkeit auslassen. Richtig ist vielmehr, 
dass Erwerbsarbeit das „Armutsrisiko“ um 
mehr als das sechsfache gegenüber Er-
werbslosigkeit reduziert.  

Im Unterschied hierzu erkennt die hessi-
sche Landesregierung in ihrem Berichtsteil 
erfreulicherweise die zentrale Bedeutung 
der Erwerbsarbeit bei der Bekämpfung 
von Armut ohne Wenn und Aber an. Über-
zeugend ist auch der Ansatz der "Selbst-
befähigung" durch Schaffung möglichst 
guter Rahmenbedingungen für ein Leben 
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in finanzieller und sozialer Selbstständig-
keit und Unabhängigkeit. Viele von der 
Landesregierung benannte Ansätze gehen 
in die richtige Richtung, so z.B. bessere 
Kinderbetreuung, Beratung in Familien-
zentren, Schuldnerberatungsstellen, Bil-
dung beginnend mit früher Sprachförde-
rung und Gesundheitsförderung. Nicht 
überzeugend ist der Kampf gegen ein 
"gender pay gap", denn der unterschiedli-
che Verdienst von Männern und Frauen ist 
eine Folge einer ganzen Reihe von indivi-
duellen Entscheidungen und nicht von Ar-
beitgeberwillkür. Im Bereich Wohnen ist 
der Ansatz einer Mietpreisbremse kontra-
produktiv, weil dies ein Hindernis für die 
dringend benötigten privaten Investitionen 
in Wohnraum errichtet. Die von der Lan-
desregierung genannten Arbeitsmarkt-, 
Ausbildungs- und Weiterbildungpro-
gramme können flankierend durchaus hilf-
reich sein. Alle Initiativen, Maßnahmen 
und Projekte des Landes Hessen müssen 
sich jedoch daran messen lassen, ob und 
welchen tatsächlichen Beitrag sie dazu 
leisten, mehr Menschen dauerhaft in Be-
schäftigung zu bringen. Eine transparente 
Erfolgsmessung ist Voraussetzung für die 
richtige Ausrichtung der Programme.  

Es gibt keinen wirksameren Schutz gegen 
Armut im Berufsleben und im Alter als 
durchgehende Erwerbsbiografien. Für die-
ses gemeinsame Ziel sollten sich alle Ak-
teure am Arbeitsmarkt anstrengen, statt 
Arbeit schlecht zu reden. 

Die Erfolge bei der Verbesserung der sozi-
alen Lage dürfen nicht kleingeredet wer-
den: Hessen ist eines der wirtschaftlich 
stärksten Bundesländer und vielen Bür-
gern in Hessen geht es gut. Inzwischen 
sind rund 2,5 Millionen in Hessen sozial-
versichert beschäftigt. Rund 400.000 mehr 
als noch vor zehn Jahren. Die Zahl der Ar-
beitslosen in Hessen ist im selben Zeit-
raum von über 230.000 auf inzwischen nur 
noch rund 170.000 zurückgegangen. Die 
Arbeitslosenquote ging von über sieben 

auf inzwischen nur noch fünf Prozent zu-
rück. Auch der Anteil der Bezieher von Ar-
beitslosengeld II an der Gesamtbevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter ist den letz-
ten Jahren gesunken: Von 8 Prozent auf 
inzwischen 7,1 Prozent. Diese Erfolge 
müssen fortgesetzt werden. Gute Rah-
menbedingungen für Beschäftigung – u.a. 
ein Gesamtsozialversicherungsbeitrag un-
ter 40 Prozent – sind dabei Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Sozialpolitik. 

 

II. Im Einzelnen 

1. Landessozialbericht mit blinden Fle-

cken 

Aufstiegsmobilität wird nicht beleuchtet 

– aber Beschäftigung als atypisch diffa-

miert 

Zur Beurteilung der sozialen Lage in Hes-
sen gehört zwingend auch eine Analyse, 
wie gut individuelle Anstrengungen es je-
dem Einzelnen ermöglichen, in Beschäfti-
gung ein- und aufzusteigen (Aufstiegsmo-
bilität). Denn das Wissen um Aufstiegs-
chancen ist eine starke Antriebsfeder, sich 
anzustrengen und sein Leben selbst in die 
Hand zu nehmen. Obwohl dies vielleicht 
der wichtigste Indikator für die soziale 
Lage in einer Gesellschaft ist, leistet der 
Bericht hierzu nichts. Die bloße Darstel-
lung, wie viele Personen über einen Fünf-
Jahres-Zeitraum den Aufstieg aus dem 
„Armutsrisiko“ geschafft haben (Darstel-
lung 1.6.2, S. 61), ohne die Ursachen zu 
benennen, ist unzureichend, weil sich hie-
raus keine sinnvollen Handlungsempfeh-
lungen ableiten lassen. 

Stattdessen behauptet der Bericht sogar, 
Erwerbsarbeit sei nicht mit der Realisie-
rungsmöglichkeit eines dauerhaft selbst-
bestimmten Lebens gleichzusetzen (Punkt 
2.3 auf S. 93). Zum Beleg führt er den 
Strukturwandel durch die „Digitalisierung 
der Arbeitswelt“ an und mutmaßt, dass Ar-
beitsplätze durch Computer und Maschi-
nen ersetzt werden könnten. Beschäftigte 
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seien zur Weiterbildung gezwungen, da 
sonst der Verlust von Arbeitsplatz und Auf-
stiegschancen drohe.  

Tatsächlich findet jedoch seit Jahren pa-
rallel zur fortschreitenden Digitalisierung 
ein kontinuierlicher Beschäftigungsaufbau 
statt und allein bei den Arbeitsagenturen in 
Hessen sind über 50.000 offene Stellen 
gemeldet. Der Berichtsteil der Institute 
schweigt unerklärlicherweise darüber, 
dass Menschen im Erwerbsleben mit 8,5 
Prozent ein vielfach geringeres Armutsri-
siko haben als Erwerbslose (53,1 Prozent 
gemessen am Landesmedian - Sozialbe-
richterstattung der Statischen Ämter des 
Bundes und der Länder, 2016).  

Zudem ist Weiterbildung nicht erst seit 
dem Fortschreiten der Digitalisierung das 
wichtigste Mittel, um auf aktuelle und kom-
mende Herausforderungen vorbereitet zu 
sein. Die hessischen Arbeitgeber wissen 
dies und investieren große Summen, um 
ihre Mitarbeiter weiterzuqualifizieren (2016 
rund 3 Mrd. Euro).  

Die für einen funktionierenden und chan-
cenreichen Arbeitsmarkt für alle so wichti-
gen flexiblen Beschäftigungsinstrumente 
schreibt der Bericht als „atypisch“ schlecht 
(2.3.4, S. 101). Richtig ist aber vielmehr, 
dass die aktuell sehr gute Lage am hessi-
schen Arbeitsmarkt (2,5 Mio. sozialversi-
chert Beschäftigte und nur noch rund 
170.000 Arbeitslose) auch durch die flexib-
len Beschäftigungsformen (Zeitarbeit, Be-
fristung, Minijob, Teilzeit) möglich wird. 
Entstanden ist echte zusätzliche Beschäf-
tigung, von der vor allem Arbeitslose oder 
Nicht-Erwerbstätige durch den (Wieder-) 
Einstieg in Beschäftigung profitiert haben. 
Dabei fand der größte Beschäftigungszu-
wachs in der sozialversicherten Beschäfti-
gung statt. Das sog. Normalarbeitsverhält-
nis ist weiter die mit großem Abstand ver-
breitetste Beschäftigungsform. Die Rede 
von der „atypischen Beschäftigung“ führt 
auch deshalb in die Irre, weil sie vorgau-

kelt, dass für alle die Alternative der Di-
rekteinstieg in eine besser bezahlte, unbe-
fristete Beschäftigung wäre. 

Insgesamt liegt der Fokus des Berichts 
einseitig auf der Reduzierung des Ar-
mutsrisikos durch stärkere Umverteilung. 
Sei es durch höhere Rentenzahlbeträge 
(Darstellung 2.1.10, S. 75), mehr Arbeits-
losengeld II und Wohngeld (Darstellung 
3.1.32, S. 195) oder kinderbezogene Sozi-
alleistungen wie z.B. Kindergeld (Darstel-
lung 3.1.31, S. 194). Der Einfluss von zu-
sätzlichem Erwerbseinkommen auf das 
Armutsrisiko wird hingegen nicht beleuch-
tet. Auch in ihren „möglichen Handlungs-
feldern“ (4.2.2, S. 243) am Ende des Be-
richts setzen die Autoren vor allem auf Be-
treuung und (finanzielle) Unterstützung der 
vom „Armutsrisiko“ betroffenen Personen. 
So soll zwar die Kinderarmut durch eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf bekämpft werden, jedoch zumindest 
flankiert wenn nicht sogar ersetzt durch 
mehr staatliche Transferleistungen. Die 
Aufnahme oder Ausweitung von Beschäfti-
gung als wichtigstes Mittel zur Reduzie-
rung des Armutsrisikos wird somit konse-
quent ausgeblendet.   

 

Für Landesregierung ist Erwerbsarbeit 

zu recht zentral 

Im Unterschied hierzu erkennt  die hessi-
sche Landesregierung in ihrem Berichtsteil 
erfreulicherweise die zentrale Bedeutung 
der Erwerbsarbeit bei der Bekämpfung 
von Armut ohne Wenn und Aber an. Über-
zeugend ist auch der Ansatz der "Selbst-
befähigung" durch Schaffung möglichst 
guter Rahmenbedingungen für ein Leben 
in finanzieller und sozialer Selbstständig-
keit und Unabhängigkeit. Viele von der 
Landesregierung benannte Ansätze gehen 
in die richtige Richtung, so z.B. bessere 
Kinderbetreuung, Beratung in Familien-
zentren, Schuldnerberatungsstellen, Bil-
dung beginnend mit früher Sprachförde-
rung und Gesundheitsförderung.  
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Nicht überzeugend ist der Kampf gegen 
ein "gender pay gap", das die Landesre-
gierung mit dem Hessischen Lohnatlas im 
Umfang von 14 % ausgemacht haben will. 
Denn der unterschiedliche Verdienst von 
Männern und Frauen ist eine Folge einer 
ganzen Reihe von individuellen Entschei-
dungen: Ganz überwiegend übernehmen 
Frauen kinder- und familienbedingte Aus-
zeiten und haben deshalb vergleichsweise 
weniger Berufs- und Betriebserfahrung, 
was geringere Bezahlung und schlechtere 
Voraussetzungen für die Besetzung von 
Führungspositionen nach sich zieht. Die 
Zeitaufteilung zwischen Mann und Frau für 
Arbeit und Familie ist eine sehr private 
Frage und muss dies auch bleiben. Für 
eine höhere Erwerbsbeteiligung von 
Frauen können bessere Angebote der Kin-
derbetreuung helfen. Darüber hinaus ent-
scheiden sich Männer häufiger für einen 
Job im produzierenden Gewerbe, in dem 
deutlich höhere Löhne gezahlt werden als 
beispielsweise im Gesundheitswesen, in 
dem vielmehr Frauen arbeiten. Frauen 
entscheiden sich auch häufiger in Kleinbe-
trieben zu arbeiten, die im Durchschnitt er-
heblich weniger zahlen als größere Be-
triebe.  

Im Bereich Wohnen ist der Ansatz einer 
Mietpreisbremse kontraproduktiv, weil dies 
ein Hindernis für die dringend benötigten 
privaten Investitionen in Wohnraum errich-
tet.  

Die von der Landesregierung genannten 
Arbeitsmarkt-, Ausbildungs- und Weiterbil-
dungsprogramme können flankierend 
durchaus hilfreich sein. Alle Initiativen, 
Maßnahmen und Projekte des Landes 
Hessen müssen sich jedoch daran mes-
sen lassen, ob und welchen tatsächlichen 
Beitrag sie dazu leisten, mehr Menschen 
dauerhaft in Beschäftigung zu bringen. 
Eine transparente Erfolgsmessung ist Vo-
raussetzung für die richtige Ausrichtung 
der Programme. 

 

Umverteilung wird nicht untersucht 

Der Bericht schweigt vollständig sowohl 
zum Umfang als auch zur Wirkung der be-
reits jetzt sehr starken Umverteilung von 
Einkommen, obwohl dies offenkundig er-
hebliche Auswirkungen auf das verfügbare 
Einkommen und damit auf die soziale 
Lage hat. Ein Haushalt mit einem Netto-
einkommen von 1.000 bis 1.500 Euro er-
hielt im Jahr 2012 im Saldo 610 Euro 
Transferleistungen, Haushalte mit einem 
Nettoeinkommen von 3.500 bis 4.000 Euro 
mussten hingegen per Saldo 424 Euro ab-
geben (iwd: „Viel haben, viel zahlen“, 
6.8.2015).  

Diese Umverteilung von oben nach unten - 
z.B. durch Sozialhilfe, Arbeitslosengeld II 
und Grundsicherung im Alter – federt Un-
terschiede in den Einkommen so stark ab, 
dass die Einkommensungleichheit in 
Deutschland gemessen am Gini-Koeffi-
zienten von 0,5 auf 0,3 nach Steuern und 
Transfers gesenkt wird (nach Berechnun-
gen der OECD 2013; ein Wert von 0 
würde eine vollständige Gleichverteilung 
der Einkommen bedeuten). Trotz des ver-
gleichsweise hohen Wohlstandsniveaus in 
Deutschland und der damit verbundenen 
höheren Armutsschwelle drückt die Um-
verteilung das Armutsrisiko sogar unter 
den europäischen Durchschnitt. 

Eine Bestandsaufnahme der bestehenden 
Umverteilung ist dringend. Welche Leis-
tungen gibt es? Was kosten diese? Und 
welche Wirkungen hat die Umverteilung 
auf das Verhalten des Einzelnen? Ohne 
Antworten auf diese Fragen kann sich ein 
„Sozialbericht“ seinen Namen nicht verdie-
nen. Das wird schon durch das schiere 
Volumen deutlich: 918 Mrd. Euro, fast ein 
Drittel der gesamten Wirtschaftsleistung 
Deutschlands, wurden 2016 für Sozialleis-
tungen ausgegeben. 
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Zu viel Umverteilung verfestigt Armut 

und Ungleichheit 

Transparenz über das Ausmaß der Um-
verteilung ist auch deshalb so wichtig, weil 
sie je nach Ausgestaltung erhebliche Aus-
wirkungen auf die Leistungsbereitschaft 
des Einzelnen haben kann. Nur wenn 
harte Arbeit und ein Wissensvorsprung be-
lohnt werden, entsteht ein Anreiz, selber 
Leistung zu erbringen, sich fortzubilden 
und auch in die Bildung der Kinder zu in-
vestieren. Ein leistungsfähiger Bürger wird 
sich dagegen kaum zusätzlich ins Zeug le-
gen, wenn der Staat ihn größtenteils um 
den zusätzlichen Lohn seiner Arbeit bringt. 
Auf der anderen Seite verhindert beispiels-
weise ein zu hohes Arbeitslosengeld II Be-
schäftigung und trägt damit zur Verfesti-
gung der Armut bei, weil sich die Beschäf-
tigungsaufnahme nicht lohnt. Zu viel Um-
verteilung kann deshalb gefährlich für die 
Funktionsfähigkeit von Wirtschaft und Ge-
sellschaft werden.  

  

Altersarmut: Verkürzte Betrachtung mit 

falschen Ergebnissen 

Der Bericht behauptet, dass sich das Ar-
mutsrisiko mit steigendem Alter erhöht 
(2.1.2, S. 71), lässt hierbei jedoch zu-
nächst außer Betracht, dass gerade Ältere 
häufig Vermögen zur Alterssicherung auf-
gebaut haben. Eine Gesamtbetrachtung 
von Einkommen und Vermögen gibt es 
erst in Darstellung 2.1.14 auf Seite 80, aus 
der hervorgeht, dass das Armutsrisiko von 
über 65-jährigen sogar unter dem hessi-
schen Durschnitt liegt. Deutschlandweit 
sind zudem gerade 3 Prozent der über 65-
jährigen auf Grundsicherung im Alter an-
gewiesen (Alterssicherungsbericht des 
BMAS 2016). Nach Berechnungen des 
Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes-
wirtschaftsministerium ist hier auch kein 
dramatischer Anstieg zu erwarten. 

Die Fixierung des Berichts auf die gesetzli-
che Rente ist ein gravierender Mangel. 
Andere Einkünfte wie betriebliche und pri-
vate Vorsorge fallen ebenso unter den 
Tisch wie angespartes Vermögen. Über 70 
Prozent aller Beschäftigten haben aber 
eine betriebliche oder private Altersvor-
sorge (Alterssicherungsbericht 2016, S. 
153). Hinzu kommen 53 Mio. private Le-
bens- und Rentenversicherungsverträge 
(nach Berechnungen des Gesamtver-
bands der Deutschen Versicherungswirt-
schaft) sowie Wohneigentum: 69 Prozent 
aller Ehepaare und 51 Prozent der Allein-
stehenden ab 65 Jahren wohnen in 
Deutschland in Wohneigentum (Alterssi-
cherungsbericht 2016, S. 105). Viele Äl-
tere haben über die Jahre hinweg ein Ver-
mögen angesammelt, das der Alterssiche-
rung dient. Sie sind daher nicht alleine auf 
ein regelmäßiges Einkommen angewie-
sen. Aus der Entwicklung der durchschnitt-
lichen Rentenzahlbeträge (Darstellung 
2.1.8, S. 72) lassen sich – anders als im 
Bericht suggeriert – keine Rückschlüsse 
auf die Gesamtversorgungssituation zie-
hen.  

Zudem würden die Altersgrundsicherungs-
empfänger auch nicht nennenswert von 
dem insbesondere von den Gewerkschaf-
ten geforderten höheren Rentenniveau 
profitieren. Denn fast zwei Drittel von 
ihnen haben entweder überhaupt keinen 
gesetzlichen Rentenanspruch oder Ren-
tenansprüche von weniger als 400 Euro 
(nach Berechnungen der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund). 

Der Begriff des „Armutsrisikos“ führt in 

die Irre 

Was als „Armutsrisiko“ bezeichnet wird, ist 
in Wirklichkeit ein reines Verteilungsmaß, 
das Armut nicht als materielle Entbehrung 
definiert, sondern danach, ob das Einkom-
men oder Vermögen weniger als 60 Pro-
zent des mittleren Einkommens beträgt. 
Diese Betrachtung führt leicht in die Irre: 
Denn wenn alle Einkommen steigen, die 
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der Reichen jedoch stärker als die der Ar-
men, dann nimmt die Armut zu, obwohl die 
Armen mehr haben als zuvor.  

Einkommens- und Vermögensungleichheit 
sind zudem kein gesellschaftliches Prob-
lem, wenn sie sich – wie in Hessen und 
auch in Deutschland seit Jahren der Fall - 
in einem beherrschbaren und stabilen 
Rahmen bewegen. Für eine freiheitliche 
Gesellschaft ist ein gewisses Maß an Un-
gleichheit schlechthin konstitutiv und ein 
wesentlicher Unterschied zum Sozialis-
mus. Denn Ungleichheit verbunden mit der 
Möglichkeit des Aufstiegs motiviert die 
Leistungsfähigen dazu, sich selbst und da-
mit Wirtschaft und Gesellschaft durch ihre 
Anstrengungen weiter voranzubringen. 

Auch die Mindestsicherungsquote, also 
der Anteil der Bevölkerung, der auf Min-
destsicherungsleistungen (z.B. Arbeitslo-
sengeld II oder Regelleistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz) angewiesen 
ist, liefert ein grob irreführendes Bild der 
sozialen Lage In Hessen. Eine Definition 
von „Mindestsicherungsleistungen“ sucht 
man im Bericht vergeblich. Dafür findet 
sich aber die Behauptung, dass die Min-
destsicherungsquote besonders aussage-
kräftig sei („hohe Korrelation zwischen 
Mindestsicherungs- und relativen Ar-
mutsrisikoquoten“, 1.4.2, S. 53). Dabei 
verschweigen die Autoren, dass der An-
stieg von 8,7 auf 9,3 Prozent zwischen 
2014 und 2015 (Darstellung 1.4.5, S. 51) 
fast vollständig auf der Flüchtlingswelle 
beruht. Hierdurch hat sich die Anzahl der 
Asylbewerber in Hessen um 40.000 erhöht 
(Sozialberichterstattung der Statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder).  

 

2. Was ist zu tun? 

Von Anfang an Chancen schaffen – Für-

sorgekarrieren verhindern 

Ein erhöhtes Armutsrisiko ist vor allem eng 
mit Arbeitslosigkeit verknüpft (vgl. Darstel-

lung 2.3.8 auf S. 99). Arbeitslosigkeit wie-
derum ist im Kern ein Qualifizierungs- und 
damit ein Bildungsproblem. Über die 
Hälfte der Langzeitarbeitslosen und fast 
60 Prozent der Arbeitslosengeld-II-Bezie-
her haben keinen Berufsabschluss (nach 
Zahlen der Bundesagentur für Arbeit). Mit 
einer gezielten frühkindlichen Förderung 
muss daher der Grundstein dafür gelegt 
werden, dass weniger Menschen in Hes-
sen die Schule ohne Abschluss verlassen 
oder nach der Schule nicht für eine Ausbil-
dung geeignet sind. Hierzu müssen alle 
Kinder bei ihrer Einschulung auch schul-
geeignet sind, d. h. vor allem die deutsche 
Sprache beherrschen. Dies gilt gleicher-
maßen für Kinder aus Familien mit und 
ohne Migrationshintergrund. Insbesondere 
Kinder aus sozial benachteiligten Haushal-
ten sollten frühzeitig und individuell geför-
dert werden.  

Vor allem alleinerziehende Frauen und 
ihre Kinder sind überproportional häufig 
auf Arbeitslosengeld II angewiesen (hes-
senweit 41.000, bundesweit 620.000 – 
Zahlen der Bundesagentur für Arbeit). Die 
Kommunen müssen über den Ausbau der 
Kinderbetreuung hinaus durch Sofortmaß-
nahmen sicherstellen, dass keine Be-
schäftigungsaufnahme einer alleinerzie-
henden Arbeitslosengeld-II-Bezieherin an 
fehlender Kinderbetreuung scheitert – zum 
Beispiel, indem sofort das Geld für eine 
Tagesmutter bereitgestellt wird. Diese In-
vestitionen rechnen sich durch eingespar-
tes Arbeitslosengeld II und Kosten für 
Warmmiete. 

Zudem gibt es in Hessen rund 5.600 Fami-
lien mit 5 und mehr Mitgliedern, die über 
kein Einkommen aus Arbeit verfügen 
(Zahlen der Bundesagentur für Arbeit). 
Kommunen und Jobcenter stehen vor al-
lem auch gegenüber den Kindern dieser 
Familien in der Pflicht, mindestens einen 
Erwachsenen in eine Arbeit oder notfalls 
eine Maßnahme zu vermitteln. Denn Kin-
der und Jugendliche dürfen nicht die Er-
fahrung machen, dass Wohnung, Essen 
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und Kleidung auf Dauer ohne Gegenleis-
tung vom Amt bezahlt werden. Wenn die 
Jobcenter solche größeren Familien ver-
stärkt in den Blick nehmen, profitieren 
auch besonders viele Kinder.  

Auch das außerfamiliäre Umfeld hat gro-
ßen Einfluss auf die Entwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen. Soziale Brenn-
punkte, in denen ein Großteil der Einwoh-
ner Fürsorgeleistungen bezieht, vermitteln 
den Bewohnern die grundfalsche Bot-
schaft, dass der dauerhafte Fürsorgebe-
zug ohne Gegenleistung ein normales Le-
bensmodell ist. Die Kommunen und Job-
center mit ihren Experten aus Jugendamt, 
Schulamt und Quartiersmanagement müs-
sen hier endlich Hand in Hand mit den 
Jobcentern arbeiten und sich gegenseitig 
informieren und unterstützen. Gerade die 
sogenannten Optionskommunen, in denen 
das Jobcenter vom Landkreis oder der 
Stadt selbst betrieben wird, sind hier in der 
Pflicht, denn sie sind mit dem Anspruch 
angetreten, es mit ihren Netzwerken vor 
Ort besser zu machen. Bessere Perspekti-
ven und ein positives Klima können insbe-
sondere durch funktionierende Bildungs-
einrichtungen mit Nachmittagsbetreuung 
geschaffen werden. 

 

Bildung und Spracherwerb für Men-

schen mit Migrationshintergrund si-

cherstellen 

Von rund 6 Mio. Menschen in Hessen hat 
rund ein Viertel einen Migrationshinter-
grund. Auch im erwerbsfähigen Teil der 
Menschen mit Migrationshintergrund sind 
alle Qualifikationen vorhanden – vom Pro-
fessor bis zum Hilfsarbeiter. Insgesamt ist 
das Qualifikationsniveau aber erheblich 
geringer (38% ohne Berufsabschluss ge-
genüber 9% bei der Bevölkerung ohne 
Migrationshintergrund – Hessischer Integ-
rationsmonitor 2015). Dies spiegelt sich 
auch in den weit überdurchschnittlichen 
Erwerbslosenquoten von Ausländern und 
Personen mit Migrationshintergrund wider 

(vgl. Darstellung 2.3.3 auf S. 95). Von den 
rund 172.000 Arbeitslosen in Hessen im 
Jahr 2016 waren knapp 57.000 Ausländer, 
was einer Arbeitslosenquote von 13% ent-
spricht, gegenüber nur 4,1% bei Men-
schen mit deutschem Pass (Bundesagen-
tur für Arbeit). Daher ist es auch nicht ver-
wunderlich, dass auch das Einkommens-
armutsrisiko bei Ausländern und Men-
schen mit Migrationshintergrund beson-
ders hoch ist (Darstellung 2.1.3 auf S. 67). 

Die Befunde zur z. T. schlechten Arbeits-
marktintegration von Menschen mit Migra-
tionshintergrund sind besorgniserregend. 
Fortschritte bei der Integration, die bei der 
Bildung und vor allem beim (idealerweise 
vorschulischen) Spracherwerb ansetzen 
sind daher dringend notwendig. Neben der 
Unterstützung vor allem beim Spracher-
werb sollte jedem Ausländer und Men-
schen mit Migrationshintergrund aber auch 
klar vermittelt werden, dass eine volle Teil-
habe an Arbeitsmarkt und Gesellschaft 
letztendlich nur durch eigene Anstrengun-
gen möglich ist. Die Integration aller Per-
sonen mit Migrationshintergrund kann au-
ßerdem nur verbessert werden, wenn die 
einzelnen Gruppen differenziert betrachtet 
werden. Allgemeingültige Aussagen, die 
für alle Migranten gelten, sind nicht mög-
lich.  

 

Einstieg in Beschäftigung sichern – 

Lohnzusatzkosten eindämmen 

Zu einer chancengerechten Gesellschaft 
gehört wesentlich, dass möglichst viele 
Menschen den Einstieg in und den Auf-
stieg durch Beschäftigung schaffen: auch 
als Berufsanfänger oder Langzeitarbeits-
lose, mit nur geringer Qualifikationen oder 
mit Teilzeitwunsch. Deshalb darf es für 
Zeitarbeit, Teilzeit, Befristungen und Mi-
nijobs keine weiteren Restriktionen geben, 
um den Einstieg in den Arbeitsmarkt nicht 
unnötig zu erschweren oder gar unmöglich 
zu machen.  
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Auch immer weiter steigende Lohnzusatz-
kosten sind Gift für den Erhalt und Aufbau 
von Beschäftigung, denn diese verteuern 
Arbeit. Angesichts einer immer stärker al-
ternden Gesellschaft stehen die Beitrags-
sätze in der Renten-, Kranken- und Pfle-
geversicherung jedoch unter starkem An-
hebungsdruck. Gerade deshalb sollte der 
Gesetzgeber alles dafür tun, die Belastung 
des Faktors Arbeit mit Sozialversiche-
rungsbeiträgen dauerhaft unter 40 % zu 
halten. Dies bedeutet vor allem, dass 
keine weiteren Leistungsausweitungen in 
der Sozialversicherung beschlossen wer-
den, die zu Beitragserhöhungen führen.  

 

Auch harten Kern der Langzeitarbeits-

losen endlich in Arbeit bringen 

Obwohl die Rahmenbedingungen für die 
Aufnahme einer Beschäftigung so gut wie 
schon seit Jahrzehnten nicht mehr sind, 
gibt es in Hessen immer noch rund 65.000 
Langzeitarbeitslose (Jahresdurchschnitt 
2016 nach Zahlen der Bundesagentur für 
Arbeit). Ein bequemer, aber falscher und 
gleichzeitig teurer Weg wäre der großflä-
chige Einsatz von öffentlicher Beschäfti-
gung. Gerade die Motivierten, die es auch 
am ersten Arbeitsmarkt schaffen können, 
würden hierdurch angezogen.  

Stattdessen müssen die Jobcenter die in-
dividuellen Fähigkeiten, Stärken und Qua-
lifikationen der Langzeitarbeitslosen in 
Hessen detailliert erfassen und für eine 
passgenaue Beratung, Förderung und 
Vermittlung nutzen. Zudem müssen die 
Anstrengungen, Erwachsene zu einem be-
ruflichen Abschluss zu bringen, intensiviert 
werden. Möglichst viele betriebspraktische 
Phasen sind Erfolgsfaktoren für eine Wei-
terbildung, die auch eine Teilqualifikation 
sein kann. Weiterbildung sollte sich nicht 
nur an den Stärken und Interessen des 
Einzelnen, sondern vor allem an den Be-
dürfnissen des Arbeitsmarktes orientieren. 
Sie sollte deshalb nur gefördert werden, 
wenn der angepeilte Berufsabschluss gute 

Arbeitsmarktperspektiven bietet und die 
Aussichten auf eine möglichst dauerhafte 
Beschäftigung oberhalb der Helferebene 
verbessert. Nur so können auch Enttäu-
schungen und Motivationsverluste bei den 
betroffenen Menschen vermieden werden. 

 

Beschäftigung sichert Rente und 

schützt vor Altersarmut 

Der beste Schutz vor materieller Armut im 
Alter ist eine durchgehende Erwerbsbio-
grafie, möglichst bis zum Regelrentenein-
trittsalter, das nach Jahrzehnten der stei-
genden Lebenserwartung derzeit um zwei 
Jahre angehoben wird. Zu dieser stufen-
weisen Anhebung des Rentenzugangsal-
ters auf 67 Jahre muss die Politik konse-
quent stehen und den frühen abschlags-
freien Rentenzugang mit 63 bzw. 65 Jah-
ren beenden, um die gesetzliche Rente zu 
stabilisieren. Wer länger lebt und ge-
sünder alt wird, muss auch länger zur Fi-
nanzierung seiner Rente beitragen. Er 
kann das nicht nachfolgenden Generatio-
nen überlassen. Ein längeres Erwerbsle-
ben bedeutet auch höhere Rentenansprü-
che. 

Der Erhalt und die Wiederherstellung der 
Gesundheit und damit auch der Arbeitsfä-
higkeit muss im gesamten Erwerbsleben 
im Vordergrund stehen („Prävention vor 
Reha vor Rente“). Damit dies gelingt, 
muss vor allem die Zusammenarbeit der 
Reha-Träger (vor allem Renten-, Kranken- 
und Arbeitslosenversicherung sowie Job-
center und Integrationsamt) verbessert 
werden. Erkrankungen müssen möglichst 
früh erkannt und eine zielgerichtete Reha-
bilitation so schnell wie möglich eingeleitet 
werden, damit Gesundheit und Beschäfti-
gungsfähigkeit wieder hergestellt und dau-
erhaft erhalten werden können. Dies gilt 
nicht nur für Menschen in Beschäftigung, 
sondern auch für (Langzeit-) Arbeitslose.  
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Nur notfalls kommt eine Erwerbsminde-
rungsrente in Betracht. Wer aus gesund-
heitlichen Gründen in seinem bisherigen 
Beruf nicht mehr arbeiten kann, sollte 
möglichst in einen anderen Beruf oder in 
eine Rententeilzeit wechseln. 

Bereits heute engagieren sich die Betriebe 
für den Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit 
ihrer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
durch freiwillige betriebliche Gesundheits-
förderung und ein hohes Arbeitsschutzni-
veau. Arbeitsunfälle sind in den letzten 25 
Jahren um 50 % zurückgegangen. 86 Pro-
zent der Unternehmen bieten ihren Mitar-
beitern zudem Weiterbildungsmaßnahmen 
im Umfang von insgesamt rund 34 Mrd. € 
pro Jahr an (Weiterbildungserhebung 
2014 des IW Köln). Hessische Unterneh-
men haben 2016 3 Mrd. Euro in Weiterbil-
dung investiert. Um ein langes und gesun-
des Erwerbsleben für so viele Beschäftigte 
wie möglich zu ermöglichen, sollten diese 
Bemühungen der Unternehmen noch bes-
ser unterstützt werden.  

 

Altersvorsorge auf Drei Säulen auf-

bauen 

Mit Beschäftigung und Einkommen wer-
den nicht nur immer höhere gesetzliche 
Rentenansprüche aufgebaut, sondern 
auch finanzielle Spielräume für die zusätz-
liche betriebliche und private Altersvor-
sorge geschaffen. Die gesetzliche Rente 
bleibt zwar die wichtigste Säule der Alters-
sicherung. Aber sie allein schafft nicht 
mehr die ganze Altersversorgung.  

Die zukünftigen Renten müssen von im-
mer weniger Arbeitnehmern finanziert wer-
den. Deshalb ist die kapitalgedeckte Al-
tersvorsorge eine ideale Ergänzung der 
umlagefinanzierten gesetzlichen Rente, 
weil damit jede Generation für sich selbst 
versorgt und nicht die Lasten einer erfreu-
licherweise immer längeren Lebenserwar-
tung in die Zukunft verschiebt. In der seit 
Jahren anhaltenden Niedrigzinsphase ist 

es deshalb heute nötiger denn je, für kapi-
talgedeckte Altersvorsorge zu werben. 
Denn weil der Anleger weniger Rendite er-
warten kann, muss er mehr Kapital zu-
rücklegen. Kapitalgedeckte Altersvorsorge 
bedeutet aber auch ein gutes Stück Frei-
heit und Unabhängigkeit für den Einzelnen 
von unvorhersehbaren rentenpolitischen 
Entscheidungen. Diese werden nur allzu 
oft nach Stimmungslage oder Koalitionsa-
rithmetik getroffen. Beispiele gibt es zu-
hauf: Eingriffe in die Rentenformel, Belas-
tung der aktiven Generation durch bestens 
versorgte Frührentner mit 63 und eine mil-
liardenteure Höherbewertung von Renten 
für Mütter von vor 1992 geborener Kin-
dern.  

Dem Einzelnen müssen aber auch sub-
stanzielle Möglichkeiten zur privaten Al-
tersvorsorge verbleiben. Deshalb darf der 
Beitragssatz in der gesetzlichen Renten-
versicherung nicht ungebremst steigen. 
Die Bedingungen für private und betriebli-
che Altersvorsorge müssen verbessert 
werden. Die Riester-Zulage, die schon 
heute erfreulich viele Geringverdiener er-
reicht, wird richtigerweise 2018 von 154 
auf 175 Euro angehoben. Entsprechend 
der Preisentwicklung der letzten 15 Jahre 
sollte sie in einem weiteren Schritt auf 200 
Euro steigen. 

 

 


